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D er derzeitige Bürgermeister von
Graben-Neudorf (Landkreis Karls-
ruhe) Hans Reinwald (CDU) wird

neuer Oberbürgermeister in Leimen 
(Rhein-Neckar-Kreis). Der 47-Jährige Ju-
rist hat im ersten Wahlgang mit 65,2 Pro-
zent alle seine Mitbewerber klar hinter sich
gelassen und reagierte erfreut über seinen 
Sieg. Enttäuscht zeigte sich der grüne Kan-
didat Sahin Karaaslan; der Inhaber mehre-
rer Supermärkte konnte vom aktuellen Hö-
henflug seiner Partei auf Landesebene
nicht profitierten und erreichte lediglich
14,8 Prozent. Die parteilose Bewerberin
Christa Foß kam auf 13,9 Prozent. Immer-
hin 5,6 Prozent der Leimener votierten für 
die Erste Beigeordnete Claudia Felden 
(FDP). Sie hatte sich nicht offiziell um das
Amt beworben, einige Sportvereine hätten
sie dessen ungeachtet gern an der Spitze 
der Stadt gesehen und massiv Wahlkampf
für sie gemacht.

Reinwald wird Nachfolger von Wolfgang
Ernst (SPD). Der 58-Jährige hatte nach 
zwei Amtsperioden, in denen er die Stadt 
eher unauffällig geführt hatte, im Herbst 
2015 seinen Verzicht auf eine erneute Kan-
didatur angekündigt. Sein Nachfolger wird 
sein Amt Anfang 11. Juni antreten. 

In Weil am Rhein (Kreis Lörrach) wurde
der Amtsinhaber Wolfgang Dietz (CDU)
mit 87,5 Prozent für eine dritte Amtszeit als
Oberbürgermeister wiedergewählt. Die
Wahlbeteiligung in der 29 600 Einwohner
zählenden Stadt am Dreiländereck lag bei
55,6 Prozent. Erfolg für den Amtsinhaber
auch in Neuenburg (Kreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald): Joachim Schuster (CDU)
wurde mit 72,4 Prozent der Stimmen für 
eine vierte Amtsperiode als Bürgermeister
wiedergewählt. Die Wahlbeteiligung lag bei
64 Prozent. Schuster war in der 12 000 Ein-
wohner zählenden Stadt am Rhein bereits
vor knapp einem Jahr wiedergewählt wor-
den, die Abstimmung wurde jedoch ange-
fochten und vom Verwaltungsgericht Frei-
burg annulliert, weil im Gemeindeblatt
kurz vor dem Wahltermin publizistisch
Werbung für Schusters Leistungen ge-
macht wurde. joe/sie

Wahlen Hans Reinwald siegt in 
Leimen. Auch in Weil am Rhein 
und Neuenburg wurde gewählt.

CDU-Mann 

wird neuer OB

Mannheim ohne „Botschafter“

A ls erste und seither auch einzige
Stadt im Land hat Mannheim im
Herbst 2008 eine eigene Vertretung

in Stuttgart eröffnet. Der damalige Minis-
terpräsident Günther Oettinger (CDU) 
hatte der früheren Kurpfalzmetropole, die
aufgrund ihrer Lage an der Landesgrenze
im badischen Norden aus Sicht des schwä-
bischen Zentrums leicht etwas aus dem
Blickfeld gerät, damals ausdrücklich gera-
ten, mit einem Kontaktbüro „mehr Präsenz
am Sitz der Regierung zu zeigen“. 

Sogar einen eigenen „Botschafter“ hatte
Oberbürgermeister Peter Kurz (SPD) in die
Landeshauptstadt entsandt, um die Inte-
ressen der Stadt, aber auch der ganzen Re-
gion, „direkt vor Ort zu vertreten“. Der ehe-
malige Rektor der Mannheimer Hochschu-
le, Professor Dietmar von Hoyningen-Hue-
ne, hat die Aufgabe im Ehrenamt übernom-
men und sie seitdem – soweit man das von
außen beurteilen kann – mit Bravour erle-
digt. Nach acht Jahren hat er jetzt seine Tä-
tigkeit beendet. Dank seiner guten Netz-
werke und seiner Expertise habe er „in
Stuttgart wichtige Impulse für Mannheim
setzten können“, bilanzierte Kurz bei
einem Empfang, bei dem der weit über die 
Stadt hinaus geschätzte 72-Jährige mit gro-
ßem Beifall verabschiedet wurde.

Eine starke Stimme aus Mannheim

Von Hoyningen-Huene, von Haus aus Dip-
lomingenieur und Verfahrenstechniker, 
war mit dem Stuttgarter Büro maßgeblich 
an der Gründung der Fraunhofer Projekt-
gruppe am Klinikum Mannheim beteiligt 
und hat beratend an zahlreichen anderen
Technologie-Vorhaben mitgewirkt, mit 
denen sich die Stadt künftig wissenschaft-
lich und wirtschaftlich weiter profilieren 

will. Er hat sich in Stuttgart für die Stär-
kung kultureller Einrichtungen – von der
Popakademie bis zum Haus der Deutschen
Sprache in Mannheim – eingesetzt und in
den zuständigen Ministerien auch die be-
sonderen Probleme der Stadt mit der Zu-
wanderung aus Südosteuropa zur Sprache
gebracht. 

Dank der Arbeit des Kontaktbüros und
des Engagements seines ersten Chefs sei es
in den vergangenen acht Jahren gelungen, 
das Bild, das man in Stuttgart von Mann-
heim habe, „zu verbreitern“, stellte Kurz
bei dessen Abschied fest. Die Zusammen-
arbeit der Dezernate der Stadt mit den Mi-

nisterien, der Landesregierung und den
Landtagsabgeordneten habe sich verbes-
sert. Zudem sei es gelungen, Förderpro-
gramme besser für Mannheim verfügbar zu
machen und sie bereits in der Konzeptions-
phase positiv zu Gunsten der Stadt zu be-
einflussen, erläuterte der OB. 

Trotz dieser positiven Bilanz hat das
Mannheimer Projekt einer eigenen Vertre-
tung in der Landeshauptstadt bisher keine
Nachfolger gefunden. Es ist in Baden-
Württemberg wie auch bundesweit einma-
lig geblieben. Nach allem was man hört,
hält man ein eigenes Stuttgart-Kontaktbü-
ro auch künftig in keiner anderen größeren
Stadt des Landes, sei es Karlsruhe oder 
Freiburg, für nötig. Und auch in Mannheim
haben sich die Beziehungen nach Stuttgart
in den vergangenen acht Jahren immerhin
soweit verbessert, dass man künftig zumin-
dest keinen eigenen Botschafter mehr als
diplomatischen Vertreter an den Sitz der
Regierung entsenden will. 

Das Kontaktbüro soll erhalten bleiben

Das Kontaktbüro selbst soll aber mit sei-
nem bisherigen Mitarbeiter vor Ort blei-
ben. Die Leitung wird – von Mannheim aus
– der neue persönliche Referent von OB
Kurz, Petar Drakul, übernehmen. Der
scheidende Chef von Hoyningen-Huene 
hat angekündigt, dass er der Stadt wenn nö-
tig von Fall zu Fall auch künftig weiter mit
Rat und Tat zur Verfügung stehen will.

Die Mannheimer, gesteht deren Ober-
bürgermeister, seien sich ja oft ganz gern
„auch selbst genug“. Gerade deshalb brau-
che man das Büro in Stuttgart weiterhin. 
„Denn es geht ja nicht nur darum zu klagen:
die Stuttgarter sehen uns nicht. Man muss
sich auch selbst offensiv präsentieren.“

Netzwerk Der Vertreter der Kurpfalz in der Landeshauptstadt gibt sein Amt ab; das 2008 eröffnete 
Kontaktbüro in Stuttgart soll aber bleiben. Von Johanna Eberhardt

Dietmar von Hoyningen-Huene war seit
2008 als Botschafter für die Kurpfalz in 
Stuttgart tätig. Foto: factum/Weise

Pforzheim

Busfahrer streiken erneut
Mitarbeiter des von der Schließung bedrohten 
Stadtverkehrs Pforzheim (SVP) haben am 
Montagmorgen zum zweiten Mal innerhalb 
einer Woche die Arbeit niederlegt. Ziel des 
Warnstreiks sei, die Arbeitsplätze zu sichern 
und die Kündigung aller Arbeitsverträge bis 
zum 31. Dezember zu vermeiden, teilte die 
Gewerkschaft Verdi mit. Das Unternehmen 
war für eine Stellungnahme zunächst nicht zu 
erreichen. Die Stadt Pforzheim stimmt an die-
sem Dienstag über die Auflösung der SVP ab. 
Hintergrund der Auseinandersetzungen ist die 
Neuvergabe des öffentlichen Personennahver-
kehrs in Pforzheim: Danach soll von 2017 an 
für zehn Jahre die Bahn-Tochter Regionalbus-
verkehr Südwest den Busverkehr fahren. dpa

Schwäbisch Gmünd

Mann stürzt von Geländer
Beim Sturz von einem Treppengeländer ist ein 
Mann in Schwäbisch Gmünd (Ostalbkreis) le-
bensgefährlich verletzt worden. Der 20-Jährige 
war das Geländer hinabgerutscht und dabei 
vom zweiten Stock eines Hauses sieben Meter 
tief ins Erdgeschoss gefallen, wie die Polizei am 
Montag mitteilte. Er schlug mit dem Kopf auf 
dem Steinboden auf. Der Notarzt versetzte den 
jungen Mann am Sonntagmorgen noch vor Ort 
in Narkose, bevor er mit schweren Kopfverlet-
zungen ins Krankenhaus gebracht wurde. dpa

Agrarministerium

Land fördert Impfaktion
Mit mehr als einer Million Euro unterstützen 
Land und Tierseuchenkasse Tierhalter im 
Kampf gegen die Blauzungenkrankheit. „Die 
Tierhalter im Land sollten die Möglichkeit nut-
zen und ihre Rinder, Schafe und Ziegen gegen 
die Blauzungenkrankheit impfen lassen“, sagte 
Verbraucherminister Alexander Bonde (Grüne) 
am Montag laut einer Mitteilung. Die Blauzun-
genkrankheit ist eine für Menschen ungefährli-
che Viruserkrankung von Wiederkäuern, die 
bei den Tieren zu gefährlichen Entzündungen 
führen kann. Ihren Namen hat sie von der cha-
rakteristischen Blaufärbung der Zunge. Sie wird
in der Regel von Stechmücken übertragen. dpa

Kurz berichtet

Bald wird der erste badische Spargel gestochen
Ackerbau Die Landwirte im Südwesten stehen in den
Startlöchern: Die Bodenbearbeitung ist je nach Region
noch im Gang. In den kommenden zwei Wochen geht es 
dann mit der Aussaat der Sommergerste los, wie eine Spre-
cherin des baden-württembergischen Landesbauerver-
bands mitteilte. Frühkartoffeln werden auch in den nächs-

ten Tagen und Wochen gesteckt. Frohe Botschaft auch für
Feinschmecker: Der erste badische Spargel könnte schon
Mitte der Woche in Durmersheim (Kreis Rastatt) gesto-
chen werden. Wie ein Sprecher der Vermarktungsgesell-
schaft OGA in Bruchsal (Kreis Karlsruhe) sagte, ist der
Winter für das königliche Gemüse gut gewesen. „Es gab

ein paar Frosttage, der Spargel konnte zur Ruhe kom-
men.“ Dies braucht er, um relativ zeitig zu sprießen. Die 
OGA erwartet heimischen Spargel in nennenswerten Men-
gen erst kurz vor Ostern. Sie zählt mit einer jährlichen 
Vermarktungsmenge bis zu 5700 Tonnen zu den größten
Anbietern von deutschem Spargel. (dpa) Foto: dpa

Künzelsau muss jetzt erst einmal rechnen

A ls der Verwaltungsgerichtshof
Mannheim (VGH) im Februar be-
kannt gegeben hat, dass die Stadt

Künzelsau im Hohenlohekreis verpflichtet 
ist, auch den Besuch eines Waldorfkinder-
gartens finanziell zu fördern, hat die Fami-
lie Schukraft dies noch als Erfolg gefeiert.
Nun, da die Urteilsbegründung vorliegt, ist
die Freude etwas gedämpft. 

Zwar haben die Mannheimer Richter
keinen Betrag festgelegt, den Künzelsau zu
zahlen hat. Allerdings legt das Urteil fest,
dass die Stadt kein Geld für die Zeit vor der
Antragsstellung überweisen muss. Die Fa-
milie wird also deutlich weniger bekom-
men als beantragt. „Wir haben fast schon

mit so einer Entscheidung gerechnet“, sagt
Andrea Schukraft. „Jetzt müssen wir erst
einmal abwarten, wie viel Geld wir bekom-
men sollen.“ Die Stadt gab zu dem Urteil am
Montag keine Stellungnahme ab. Die Be-
gründung werde zurzeit geprüft, erklärte
eine Sprecherin. 

Wie berichtet, ist der Besuch städtischer
Kindergärten im 15 000 Einwohner zäh-
lenden Künzelsau für die Eltern von drei
bis sechs Jahre alten Kindern gebühren-
frei. Damit werden diese Familien seit Ja-
nuar 2008 monatlich mit hundert Euro
subventioniert. Eltern, die ihren Nach-
wuchs in einen von einem freien Träger be-
triebenen Kindergarten schicken, bekom-

men diese Finanzspritze bisher nicht. Das
wird sich ändern. Denn Andrea und Tho-
mas Schukraft haben 2013 eine Klage ein-
gereicht. Die Stadt, so ihre Forderung, mö-
ge ihnen die Gebühren für ihre beiden Söh-
ne für den Besuch des Waldorfkindergar-
tens von Januar 2008 an er-
statten. Dabei geht es um ins-
gesamt 11 621 Euro. Das Ver-
waltungsgericht Stuttgart gab
der Familie in Teilen Recht.

Auch der VGH wies die Be-
rufung der Stadt zurück: Die
Stadt dürfe mit der direkten
Förderung des Kindergartenbesuchs nicht
das Wahlrecht der Eltern und deren Erzie-
hungsbestimmungsrecht unterlaufen. In-
dem Künzelsau die Kinder, die Einrichtun-
gen freier Träger besuchten, von vornhe-
rein von der Subvention ausschließe, ver-
stoße die Stadt gegen das Gleichheitsgebot

des Grundgesetzartikels 3. Allerdings gilt
das im konkreten Fall nicht uneinge-
schränkt. Die Richter überlassen die Be-
rechnung der Ausgleichssumme der Stadt. 
Das Rathaus darf dabei aber berücksichti-
gen, dass die Familie den Förderantrag erst

im September 2011 einge-
reicht hatte, also rückwirkend
Geld wollte. Dem muss sie
nicht folgen. 

Das Subventionierungsziel
sei nicht die finanzielle Ent-
lastung Künzelsauer Familien
gewesen, urteilte der VGH.

Vielmehr habe die Stadt einen Anreiz für
den Kindergartenbesuch schaffen wollen.
Eine Revision ist nicht zugelassen. Die Fa-
milie könnte aber wieder klagen, wenn sie
nicht einverstanden ist mit der Summe, die
die Stadt ihr als Ausgleich zubilligt. (Akten-
zeichen 12 S 638/15) 

Urteil Das Verwaltungsgericht lässt offen, wie viel Geld die Stadt 
an Waldorf-Kindergarten-Eltern bezahlen muss. Von Carola Fuchs

Der Besuch 
kommunaler 
Kindergärten 
ist in Künzelsau 
gebührenfrei.

Ü ber den AfD-Politiker Marc Jon-
gen, Dozent ist für Philosophie an
der Hochschule für Gestaltung

(HfG), ist an der HfG in den vergangenen
Wochen viel diskutiert worden. Der neue
Rektor Siegfried Zielinski geht nun deut-
lich auf Distanz. Marc Jongen sei „in allen
leitungsrelevanten Tätigkeiten“ durch 
einen jungen Kollegen ersetzt worden, teilt
die Hochschule mit. Bis vor kurzem war
Jongen noch „Assistent des Rektors“ bei 
Zielinskis Vorgänger Peter Sloterdijk.

Jongen, der seit 1999 an der HfG in
Karlsruhe wirkt und der nach eigenen An-
gaben 2013 der AfD beitrat, wird auch die
Herausgeberschaft der Buchreihe „HfG
Forschung“ verlieren. Die Buchreihen der
HfG würden „neu konzipiert und gestal-
tet“, teilte Zielinski mit. Auch das Heraus-
geberteam werde neu besetzt.

Für Diskussionen hatte auch Jongens
Arbeitsvertrag gesorgt. Zielinski legte jetzt 
offen, dass die Hochschule sich an ein „ver-
bindliches Urteil des Landesarbeitsge-
richts“ zu halten habe, wonach Jongen „le-
benslange Anstellung“ zustehe. Der Me-
dientheoretiker Zielinski, der von der Uni-
versität der Künste (HdK) als Rektor nach
Karlsruhe wechselte, sieht weiteren Ände-
rungsbedarf. Es fehle der HfG an „Interna-
tionalität“, zu viele Studierende kämen aus
der Region. Zielinski wünscht sich, dass
sich die Kunsthochschule – jenseits der
Diskussion um einzelne Lehrende – wieder
um ihre eigentliche Aufgabe kümmern
könne. Dies sei es vor allem jungen Men-
schen „einen ihre Begabungen fördernden
Freiraum zu organisieren“. sj

Karlsruhe Der neue Rektor der 
Hochschule für Gestaltung geht 
auf Distanz zum AfD-Mitglied.

Dozent Jongen 

wird kalt gestellt
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D er derzeitige Bürgermeister von
Graben-Neudorf (Landkreis Karls-
ruhe) Hans Reinwald (CDU) wird

neuer Oberbürgermeister in Leimen 
(Rhein-Neckar-Kreis). Der 47-Jährige Ju-
rist hat im ersten Wahlgang mit 65,2 Pro-
zent alle seine Mitbewerber klar hinter sich
gelassen und reagierte erfreut über seinen 
Sieg. Enttäuscht zeigte sich der grüne Kan-
didat Sahin Karaaslan; der Inhaber mehre-
rer Supermärkte konnte vom aktuellen Hö-
henflug seiner Partei auf Landesebene
nicht profitierten und erreichte lediglich
14,8 Prozent. Die parteilose Bewerberin
Christa Foß kam auf 13,9 Prozent. Immer-
hin 5,6 Prozent der Leimener votierten für 
die Erste Beigeordnete Claudia Felden 
(FDP). Sie hatte sich nicht offiziell um das
Amt beworben, einige Sportvereine hätten
sie dessen ungeachtet gern an der Spitze 
der Stadt gesehen und massiv Wahlkampf
für sie gemacht.

Reinwald wird Nachfolger von Wolfgang
Ernst (SPD). Der 58-Jährige hatte nach 
zwei Amtsperioden, in denen er die Stadt 
eher unauffällig geführt hatte, im Herbst 
2015 seinen Verzicht auf eine erneute Kan-
didatur angekündigt. Sein Nachfolger wird 
sein Amt Anfang 11. Juni antreten. 

In Weil am Rhein (Kreis Lörrach) wurde
der Amtsinhaber Wolfgang Dietz (CDU)
mit 87,5 Prozent für eine dritte Amtszeit als
Oberbürgermeister wiedergewählt. Die
Wahlbeteiligung in der 29 600 Einwohner
zählenden Stadt am Dreiländereck lag bei
55,6 Prozent. Erfolg für den Amtsinhaber
auch in Neuenburg (Kreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald): Joachim Schuster (CDU)
wurde mit 72,4 Prozent der Stimmen für 
eine vierte Amtsperiode als Bürgermeister
wiedergewählt. Die Wahlbeteiligung lag bei
64 Prozent. Schuster war in der 12 000 Ein-
wohner zählenden Stadt am Rhein bereits
vor knapp einem Jahr wiedergewählt wor-
den, die Abstimmung wurde jedoch ange-
fochten und vom Verwaltungsgericht Frei-
burg annulliert, weil im Gemeindeblatt
kurz vor dem Wahltermin publizistisch
Werbung für Schusters Leistungen ge-
macht wurde. joe/sie

Wahlen Hans Reinwald siegt in 
Leimen. Auch in Weil am Rhein 
und Neuenburg wurde gewählt.

CDU-Mann 

wird neuer OB

Mannheim ohne „Botschafter“

A ls erste und seither auch einzige
Stadt im Land hat Mannheim im
Herbst 2008 eine eigene Vertretung

in Stuttgart eröffnet. Der damalige Minis-
terpräsident Günther Oettinger (CDU) 
hatte der früheren Kurpfalzmetropole, die
aufgrund ihrer Lage an der Landesgrenze
im badischen Norden aus Sicht des schwä-
bischen Zentrums leicht etwas aus dem
Blickfeld gerät, damals ausdrücklich gera-
ten, mit einem Kontaktbüro „mehr Präsenz
am Sitz der Regierung zu zeigen“. 

Sogar einen eigenen „Botschafter“ hatte
Oberbürgermeister Peter Kurz (SPD) in die
Landeshauptstadt entsandt, um die Inte-
ressen der Stadt, aber auch der ganzen Re-
gion, „direkt vor Ort zu vertreten“. Der ehe-
malige Rektor der Mannheimer Hochschu-
le, Professor Dietmar von Hoyningen-Hue-
ne, hat die Aufgabe im Ehrenamt übernom-
men und sie seitdem – soweit man das von
außen beurteilen kann – mit Bravour erle-
digt. Nach acht Jahren hat er jetzt seine Tä-
tigkeit beendet. Dank seiner guten Netz-
werke und seiner Expertise habe er „in
Stuttgart wichtige Impulse für Mannheim
setzten können“, bilanzierte Kurz bei
einem Empfang, bei dem der weit über die 
Stadt hinaus geschätzte 72-Jährige mit gro-
ßem Beifall verabschiedet wurde.

Eine starke Stimme aus Mannheim

Von Hoyningen-Huene, von Haus aus Dip-
lomingenieur und Verfahrenstechniker, 
war mit dem Stuttgarter Büro maßgeblich 
an der Gründung der Fraunhofer Projekt-
gruppe am Klinikum Mannheim beteiligt 
und hat beratend an zahlreichen anderen
Technologie-Vorhaben mitgewirkt, mit 
denen sich die Stadt künftig wissenschaft-
lich und wirtschaftlich weiter profilieren 

will. Er hat sich in Stuttgart für die Stär-
kung kultureller Einrichtungen – von der
Popakademie bis zum Haus der Deutschen
Sprache in Mannheim – eingesetzt und in
den zuständigen Ministerien auch die be-
sonderen Probleme der Stadt mit der Zu-
wanderung aus Südosteuropa zur Sprache
gebracht. 

Dank der Arbeit des Kontaktbüros und
des Engagements seines ersten Chefs sei es
in den vergangenen acht Jahren gelungen, 
das Bild, das man in Stuttgart von Mann-
heim habe, „zu verbreitern“, stellte Kurz
bei dessen Abschied fest. Die Zusammen-
arbeit der Dezernate der Stadt mit den Mi-

nisterien, der Landesregierung und den
Landtagsabgeordneten habe sich verbes-
sert. Zudem sei es gelungen, Förderpro-
gramme besser für Mannheim verfügbar zu
machen und sie bereits in der Konzeptions-
phase positiv zu Gunsten der Stadt zu be-
einflussen, erläuterte der OB. 

Trotz dieser positiven Bilanz hat das
Mannheimer Projekt einer eigenen Vertre-
tung in der Landeshauptstadt bisher keine
Nachfolger gefunden. Es ist in Baden-
Württemberg wie auch bundesweit einma-
lig geblieben. Nach allem was man hört,
hält man ein eigenes Stuttgart-Kontaktbü-
ro auch künftig in keiner anderen größeren
Stadt des Landes, sei es Karlsruhe oder 
Freiburg, für nötig. Und auch in Mannheim
haben sich die Beziehungen nach Stuttgart
in den vergangenen acht Jahren immerhin
soweit verbessert, dass man künftig zumin-
dest keinen eigenen Botschafter mehr als
diplomatischen Vertreter an den Sitz der
Regierung entsenden will. 

Das Kontaktbüro soll erhalten bleiben

Das Kontaktbüro selbst soll aber mit sei-
nem bisherigen Mitarbeiter vor Ort blei-
ben. Die Leitung wird – von Mannheim aus
– der neue persönliche Referent von OB
Kurz, Petar Drakul, übernehmen. Der
scheidende Chef von Hoyningen-Huene 
hat angekündigt, dass er der Stadt wenn nö-
tig von Fall zu Fall auch künftig weiter mit
Rat und Tat zur Verfügung stehen will.

Die Mannheimer, gesteht deren Ober-
bürgermeister, seien sich ja oft ganz gern
„auch selbst genug“. Gerade deshalb brau-
che man das Büro in Stuttgart weiterhin. 
„Denn es geht ja nicht nur darum zu klagen:
die Stuttgarter sehen uns nicht. Man muss
sich auch selbst offensiv präsentieren.“

Netzwerk Der Vertreter der Kurpfalz in der Landeshauptstadt gibt sein Amt ab; das 2008 eröffnete 
Kontaktbüro in Stuttgart soll aber bleiben. Von Johanna Eberhardt

Dietmar von Hoyningen-Huene war seit
2008 als Botschafter für die Kurpfalz in 
Stuttgart tätig. Foto: factum/Weise

Pforzheim

Busfahrer streiken erneut
Mitarbeiter des von der Schließung bedrohten 
Stadtverkehrs Pforzheim (SVP) haben am 
Montagmorgen zum zweiten Mal innerhalb 
einer Woche die Arbeit niederlegt. Ziel des 
Warnstreiks sei, die Arbeitsplätze zu sichern 
und die Kündigung aller Arbeitsverträge bis 
zum 31. Dezember zu vermeiden, teilte die 
Gewerkschaft Verdi mit. Das Unternehmen 
war für eine Stellungnahme zunächst nicht zu 
erreichen. Die Stadt Pforzheim stimmt an die-
sem Dienstag über die Auflösung der SVP ab. 
Hintergrund der Auseinandersetzungen ist die 
Neuvergabe des öffentlichen Personennahver-
kehrs in Pforzheim: Danach soll von 2017 an 
für zehn Jahre die Bahn-Tochter Regionalbus-
verkehr Südwest den Busverkehr fahren. dpa

Schwäbisch Gmünd

Mann stürzt von Geländer
Beim Sturz von einem Treppengeländer ist ein 
Mann in Schwäbisch Gmünd (Ostalbkreis) le-
bensgefährlich verletzt worden. Der 20-Jährige 
war das Geländer hinabgerutscht und dabei 
vom zweiten Stock eines Hauses sieben Meter 
tief ins Erdgeschoss gefallen, wie die Polizei am 
Montag mitteilte. Er schlug mit dem Kopf auf 
dem Steinboden auf. Der Notarzt versetzte den 
jungen Mann am Sonntagmorgen noch vor Ort 
in Narkose, bevor er mit schweren Kopfverlet-
zungen ins Krankenhaus gebracht wurde. dpa

Agrarministerium

Land fördert Impfaktion
Mit mehr als einer Million Euro unterstützen 
Land und Tierseuchenkasse Tierhalter im 
Kampf gegen die Blauzungenkrankheit. „Die 
Tierhalter im Land sollten die Möglichkeit nut-
zen und ihre Rinder, Schafe und Ziegen gegen 
die Blauzungenkrankheit impfen lassen“, sagte 
Verbraucherminister Alexander Bonde (Grüne) 
am Montag laut einer Mitteilung. Die Blauzun-
genkrankheit ist eine für Menschen ungefährli-
che Viruserkrankung von Wiederkäuern, die 
bei den Tieren zu gefährlichen Entzündungen 
führen kann. Ihren Namen hat sie von der cha-
rakteristischen Blaufärbung der Zunge. Sie wird
in der Regel von Stechmücken übertragen. dpa

Kurz berichtet

Bald wird der erste badische Spargel gestochen
Ackerbau Die Landwirte im Südwesten stehen in den
Startlöchern: Die Bodenbearbeitung ist je nach Region
noch im Gang. In den kommenden zwei Wochen geht es 
dann mit der Aussaat der Sommergerste los, wie eine Spre-
cherin des baden-württembergischen Landesbauerver-
bands mitteilte. Frühkartoffeln werden auch in den nächs-

ten Tagen und Wochen gesteckt. Frohe Botschaft auch für
Feinschmecker: Der erste badische Spargel könnte schon
Mitte der Woche in Durmersheim (Kreis Rastatt) gesto-
chen werden. Wie ein Sprecher der Vermarktungsgesell-
schaft OGA in Bruchsal (Kreis Karlsruhe) sagte, ist der
Winter für das königliche Gemüse gut gewesen. „Es gab

ein paar Frosttage, der Spargel konnte zur Ruhe kom-
men.“ Dies braucht er, um relativ zeitig zu sprießen. Die 
OGA erwartet heimischen Spargel in nennenswerten Men-
gen erst kurz vor Ostern. Sie zählt mit einer jährlichen 
Vermarktungsmenge bis zu 5700 Tonnen zu den größten
Anbietern von deutschem Spargel. (dpa) Foto: dpa

Künzelsau muss jetzt erst einmal rechnen

A ls der Verwaltungsgerichtshof
Mannheim (VGH) im Februar be-
kannt gegeben hat, dass die Stadt

Künzelsau im Hohenlohekreis verpflichtet 
ist, auch den Besuch eines Waldorfkinder-
gartens finanziell zu fördern, hat die Fami-
lie Schukraft dies noch als Erfolg gefeiert.
Nun, da die Urteilsbegründung vorliegt, ist
die Freude etwas gedämpft. 

Zwar haben die Mannheimer Richter
keinen Betrag festgelegt, den Künzelsau zu
zahlen hat. Allerdings legt das Urteil fest,
dass die Stadt kein Geld für die Zeit vor der
Antragsstellung überweisen muss. Die Fa-
milie wird also deutlich weniger bekom-
men als beantragt. „Wir haben fast schon

mit so einer Entscheidung gerechnet“, sagt
Andrea Schukraft. „Jetzt müssen wir erst
einmal abwarten, wie viel Geld wir bekom-
men sollen.“ Die Stadt gab zu dem Urteil am
Montag keine Stellungnahme ab. Die Be-
gründung werde zurzeit geprüft, erklärte
eine Sprecherin. 

Wie berichtet, ist der Besuch städtischer
Kindergärten im 15 000 Einwohner zäh-
lenden Künzelsau für die Eltern von drei
bis sechs Jahre alten Kindern gebühren-
frei. Damit werden diese Familien seit Ja-
nuar 2008 monatlich mit hundert Euro
subventioniert. Eltern, die ihren Nach-
wuchs in einen von einem freien Träger be-
triebenen Kindergarten schicken, bekom-

men diese Finanzspritze bisher nicht. Das
wird sich ändern. Denn Andrea und Tho-
mas Schukraft haben 2013 eine Klage ein-
gereicht. Die Stadt, so ihre Forderung, mö-
ge ihnen die Gebühren für ihre beiden Söh-
ne für den Besuch des Waldorfkindergar-
tens von Januar 2008 an er-
statten. Dabei geht es um ins-
gesamt 11 621 Euro. Das Ver-
waltungsgericht Stuttgart gab
der Familie in Teilen Recht.

Auch der VGH wies die Be-
rufung der Stadt zurück: Die
Stadt dürfe mit der direkten
Förderung des Kindergartenbesuchs nicht
das Wahlrecht der Eltern und deren Erzie-
hungsbestimmungsrecht unterlaufen. In-
dem Künzelsau die Kinder, die Einrichtun-
gen freier Träger besuchten, von vornhe-
rein von der Subvention ausschließe, ver-
stoße die Stadt gegen das Gleichheitsgebot

des Grundgesetzartikels 3. Allerdings gilt
das im konkreten Fall nicht uneinge-
schränkt. Die Richter überlassen die Be-
rechnung der Ausgleichssumme der Stadt. 
Das Rathaus darf dabei aber berücksichti-
gen, dass die Familie den Förderantrag erst

im September 2011 einge-
reicht hatte, also rückwirkend
Geld wollte. Dem muss sie
nicht folgen. 

Das Subventionierungsziel
sei nicht die finanzielle Ent-
lastung Künzelsauer Familien
gewesen, urteilte der VGH.

Vielmehr habe die Stadt einen Anreiz für
den Kindergartenbesuch schaffen wollen.
Eine Revision ist nicht zugelassen. Die Fa-
milie könnte aber wieder klagen, wenn sie
nicht einverstanden ist mit der Summe, die
die Stadt ihr als Ausgleich zubilligt. (Akten-
zeichen 12 S 638/15) 

Urteil Das Verwaltungsgericht lässt offen, wie viel Geld die Stadt 
an Waldorf-Kindergarten-Eltern bezahlen muss. Von Carola Fuchs

Der Besuch 
kommunaler 
Kindergärten 
ist in Künzelsau 
gebührenfrei.

Ü ber den AfD-Politiker Marc Jon-
gen, Dozent ist für Philosophie an
der Hochschule für Gestaltung

(HfG), ist an der HfG in den vergangenen
Wochen viel diskutiert worden. Der neue
Rektor Siegfried Zielinski geht nun deut-
lich auf Distanz. Marc Jongen sei „in allen
leitungsrelevanten Tätigkeiten“ durch 
einen jungen Kollegen ersetzt worden, teilt
die Hochschule mit. Bis vor kurzem war
Jongen noch „Assistent des Rektors“ bei 
Zielinskis Vorgänger Peter Sloterdijk.

Jongen, der seit 1999 an der HfG in
Karlsruhe wirkt und der nach eigenen An-
gaben 2013 der AfD beitrat, wird auch die
Herausgeberschaft der Buchreihe „HfG
Forschung“ verlieren. Die Buchreihen der
HfG würden „neu konzipiert und gestal-
tet“, teilte Zielinski mit. Auch das Heraus-
geberteam werde neu besetzt.

Für Diskussionen hatte auch Jongens
Arbeitsvertrag gesorgt. Zielinski legte jetzt 
offen, dass die Hochschule sich an ein „ver-
bindliches Urteil des Landesarbeitsge-
richts“ zu halten habe, wonach Jongen „le-
benslange Anstellung“ zustehe. Der Me-
dientheoretiker Zielinski, der von der Uni-
versität der Künste (HdK) als Rektor nach
Karlsruhe wechselte, sieht weiteren Ände-
rungsbedarf. Es fehle der HfG an „Interna-
tionalität“, zu viele Studierende kämen aus
der Region. Zielinski wünscht sich, dass
sich die Kunsthochschule – jenseits der
Diskussion um einzelne Lehrende – wieder
um ihre eigentliche Aufgabe kümmern
könne. Dies sei es vor allem jungen Men-
schen „einen ihre Begabungen fördernden
Freiraum zu organisieren“. sj

Karlsruhe Der neue Rektor der 
Hochschule für Gestaltung geht 
auf Distanz zum AfD-Mitglied.

Dozent Jongen 

wird kalt gestellt
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